
Entwurf des Koalitionsvertrages von CDU, CSU und SPD vom 7.2.2018 
 
Zum Luftverkehr steht in dem folgendes (Seite 80 und 81): 
 
„Wir wollen faire Rahmenbedingungen im Einklang mit europäischen und internationalen Regelungen 
für die Luftverkehrswirtschaft. Dazu gehören die Umsetzung des Luftverkehrskonzeptes, die 
Entlastung unserer Flughäfen und Luftfahrtunternehmen von einseitigen nationalen Kosten. Damit 
haben wir bereits im letzten Jahr begonnen. Die bedarfsgerechte Kapazitätserweiterung der Flughäfen 
muss auch in Zukunft möglich sein. Die Luftverkehrswirtschaft ist aufgefordert, den durch Emissionen 
verursachten Nachteilen wirksam zu begegnen. 
 
Luftsicherheitskontrollen sind eine hoheitliche Aufgabe. Daher soll der Staat mehr strukturelle 
Verantwortung und Anteile der in den letzten Jahren gestiegenen Kosten für die Sicherheit der 
Menschen beim Fliegen übernehmen. Wir werden gleichzeitig die bestehende Organisation und 
Aufgabenwahrnehmung und -verteilung für die Luftsicherheit begutachten und konzeptionelle 
Vorschläge erarbeiten lassen, um diese in Deutschland einheitlicher und effizienter zu gestalten. 
 
Wir befürworten den Beschluss zur weltweiten Einführung des Klimaschutzinstruments CORSIA durch 
die Internationale Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) ab 2020. Innovative Luftverkehrstechnologien 
werden wir fördern. Wir werden uns national, europäisch und international dafür einsetzen, dass die 
Emissionen des Luft- und insbesondere Seeverkehrs gesenkt werden und beide Sektoren zu den 
internationalen Klimazielen beitragen. Den Umwelt- und Nachhaltigkeitsbezug des 
Luftfahrtforschungsprogramms (LUFO) wollen wir weiter ausbauen und mehr finanzielle Mittel zur 
Verbesserung der Erforschung und Erprobung alternativer Treibstoffe im Luftverkehr bereitstellen, 
dazu gehört auch die Ausstattung von Flughäfen mit Landstrom. Für den Luftverkehr wollen wir die 
Forschung und Entwicklung zur Herstellung und Nutzung von alternativen, strombasierten Kraftstoffen 
vorantreiben und fördern. 
 
Wir wollen die industriepolitische Zusammenarbeit von Bund, Ländern, Luftfahrt und Gewerkschaften 
zur Stärkung von Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit des Luftfahrtstandorts Deutschland 
institutionalisieren und mit einer regelmäßigen Bund-Länder-Konferenz begleiten. 
 
Die Sicherheit der Menschen muss auch bei zunehmender kommerzieller und privater Nutzung von 
Drohnen gegeben sein. Den rechtlichen Rahmen werden wir weiterentwickeln. Wir setzen dabei 
insbesondere auf eine Registrierungspflicht, vereinfachte Zulassungsverfahren und technische 
Neuerungen (z. B. Geofencing). Wir wollen auf die Deutsche Flugsicherung einwirken, die 
Treibstoffschnellablässe zeitnah auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen. 
 
Wir halten an der Beteiligung des Bundes am Flughafen Köln-Bonn fest. Alle Beteiligten sind 
aufgefordert, an einer zügigen Fertigstellung des neuen Hauptstadtflughafens BER mitzuwirken. 
 
Wir werden die Genehmigungsdauer für Ein- und Ausflüge von Ad-hoc- Frachtchartern deutlich 
verkürzen. Hierfür werden wir das Luftfahrtbundesamt stärken. Für den Flughafen Leipzig-Halle wollen 
wir die Frachtfluglanderechte erweitern und diesen generell als Landepunkt für den Luftfrachtverkehr 
in die assoziierten Dokumente und damit in die Luftverkehrsabkommen aufnehmen. 
 
Wir unterstützen den Novellierungsvorschlag der EU-Kommission für die europäische Fluggastrechte-
Verordnung.“ 
 
 
Das Thema Lärmschutz und Bürgerbeteiligung wird auf den Seiten 120 und 121 des Vertrags 
behandelt: 
 
Lärm ist in unserem dichtbevölkerten Land ein großes Problem. Den durch Mobilität verursachten 
Lärm wollen wir deutlich reduzieren. Wir werden die Bürger frühzeitiger bei Verkehrsprojekten 
beteiligen und eine Gesamtlärmbetrachtung einführen. Wir werden ein verkehrsträgerübergreifendes 
Lärmkonzept erstellen. 
 
Wir wollen die ausreichende Finanzausstattung des Lärmsanierungsprogramms an 
Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes sicherstellen. 
 



Wir wollen bei deutlicher Verkehrszunahme auch an Bestandsstrecken der Schiene und an 
Fernstraßen in Baulastträgerschaft des Bundes flexibel erhöhte Lärmschutzmaßnahmen ergreifen. 
 
Der Schienenlärm soll bis 2020 halbiert werden. Wir setzen uns für das Verbot lauter Güterwagen 
auch auf EU-Ebene ein. Das lärmabhängige Trassenpreissystem werden wir weiterentwickeln. Wir 
wollen die Forschung, Entwicklung und Markteinführung von innovativen Lärmvermeidungstechniken 
sowie von lärmarmen Güterwagen fördern. In Ergänzung zur Umrüstung von Waggons soll ein 
Innovationsbonus für die Neuanschaffung und den Umbau von Triebwagen und Lokomotiven gewährt 
werden. 
 
Bei der Gestaltung von Lärmschutzmaßnahmen im Schienenverkehr sollen insbesondere die 
jeweiligen Anforderungen an Sanierungsabschnitte mit besonderer Bedeutung für die Tourismus- oder 
Gesundheitswirtschaft berücksichtigt werden. Wir prüfen zudem, ob das freiwillige 
Lärmsanierungsprogramm und die Lärmaktionsplanung nach der EU-Umgebungslärmrichtlinie stärker 
miteinander verschränkt werden können. Wir wollen die Förderung für freiwilligen Lärmschutz an der 
Schiene erhöhen. An Bahnstrecken werden weitere Messstationen für ein umfassendes 
Lärmmonitoring eingerichtet. 
 
Wir wollen beim Ausbau des Schienennetzes die Bürger frühzeitig beteiligen und ein strukturiertes 
Verfahren entwickeln, mit dem das Ergebnis der Bürgerbeteiligung automatisch dem Deutschen 
Bundestag vorgelegt wird und der Gesetzgeber die Möglichkeit erhält, im Einzelfall für das weitere 
Planungsverfahren über begründete alternative Trassierungen und über das gesetzliche Maß 
hinausgehende Lärmschutzmaßnahmen entscheiden zu können. 
 
Die Verschärfung der Lärmzulassungsgrenzwerte für neue Flugzeuge auf internationaler Ebene 
(ICAO) befürworten wir. 
 
Wir wollen zusätzliche Mittel für die Forschung und Entwicklung neuer lärmarmer Technologien wie für 
emissionsarme Flugzeugtriebwerke bereitstellen. Für die Festlegung der Flugrouten setzen wir auf 
eine verbesserte Transparenz in den Verfahren. Dabei ist entscheidend, frühzeitig die betroffenen 
Menschen zu informieren und in einen Dialogprozess mit allen Beteiligten einzubinden. Die 
Fluglärmkommissionen werden wir in ihrer Arbeit unterstützen. Die bestehenden Nachtflugverbote 
bleiben erhalten. 
 
Wir wollen im Luftverkehr die zügige Umsetzung lärmarmer Flugverfahren vorantreiben und Anreize 
für den Einsatz leiserer Flugzeuge setzen. Bei allen Planungen an Flughafenstandorten müssen die 
Bürger frühzeitig einbezogen werden. Dabei ist auf die Nachtruhe für die Bevölkerung rund um den 
Flughafen in den Verfahren nach dem Luftverkehrsgesetz weiterhin in besonderem Maße Rücksicht 
zu nehmen. 
 
Die Lärmgrenzwerte für den Schutz der Menschen rund um die Flughäfen werden wir nach den 
gesetzlichen Vorgaben des Fluglärmschutzgesetzes unter Berücksichtigung des Standes der 
Lärmwirkungsforschung und der Luftfahrttechnik überprüfen und weiterentwickeln.“ 
 

 
 


